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Aktuelle Gesetzgebung: Bundesrat fordert mehr Geld 
für Frühe Hilfen junger Familien 

| Der Bundesrat fordert finanzielle Verbesserungen in der psychosozialen Unterstützung 
von Familien durch Frühe Hilfen. Seiner Ansicht nach reichen die vorhandenen Mittel 
nicht mehr aus, um das Beratungsangebot für Familien mit Kindern unter drei Jahren 
aufrechtzuerhalten. | 

Er hat deshalb beschlossen, einen Gesetzesentwurf beim Deutschen Bundestag 
einzubringen, der die Aufstockung des Fonds der Bundesstiftung Frühe Hilfen auf 65 
Millionen Euro im Jahr 2020 vorsieht.  

Derzeit beläuft sich der Fonds auf 51 Millionen Euro. Er ist seit 2014 nicht mehr 
angehoben worden. Die Länder sind der Auffassung, dass die Gelder wegen 
veränderter Rahmenbedingungen aufgestockt werden müssen. Dabei verweisen sie auf 
eine gestiegene Anzahl von Familien mit Kindern unter drei Jahren und eine Häufung 
von psychischen Belastungen. Außerdem seien die Tariflöhne der Fachkräfte in der 
Frühen Hilfe regelmäßig gestiegen. Das würde die vorhandenen Mittel ebenfalls 
entwerten.  

Der Gesetzentwurf wird nun zunächst der Bundesregierung zugeleitet, die eine 
Stellungnahme dazu verfasst. Anschließend legt sie beide Dokumente dem Bundestag 
zur Entscheidung vor.  

Quelle | Plenarsitzung des Bundesrats am 20.12.2019  

 

 

 


